
(3) Die festgelegten Erziehungsmaßnahmen dürfen nur für die 
Dauer von einem Jahr bis zu drei Jahren festgesetzt werden und sind 
von dem für die Wiedereingliederung des Haftentlassenen zuständigen 
Organen zu kontrollieren.

(4) Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und Einrich­
tungen, die Vorstände der Genossenschaften und die Leitungen der 
gesellschaftlichen Organisationen sind verpflichtet, das Kollektiv der 
Werktätigen bei der Erziehung und Wiedereingliederung des Haftent­
lassenen zu unterstützen.

(5) Entzieht sich der Verurteilte böswillig den festgelegten Erzie­
hungsmaßnahmen, wird er nach § 238 bestraft.
(Hat das Gericht nach § 47 Abs. 1 StGB im Urteil festgelegt, daß vor der 
Entlassung aus dem Strafvollzug die Notwendigkeit besonderer Maß­
nahmen zur gesellschaftlichen Wiedereingliederung des Verurteilten 
zu prüfen ist, hat der Leiter der zuständigen Strafvollzugseinrichtung 
über den zuständigen Staatsanwalt dem Gericht spätestens acht Wochen 
vor der Entlassung eine Einschätzung der Entwicklung des Verurteilten 
während des Strafvollzuges zu übersenden, die diese Prüfung ermög­
licht.
Für die Verwirklichung der vom Gericht nach § 47 Abs. 2 StGB fest­
gelegten Maßnahmen ist der Rat des Kreises, Abteilung Innere Ange­
legenheiten, zuständig, in dessen Bereich der Verurteilte nach der Ent­
lassung aus dem Strafvollzug seinen Wohnsitz nimmt.
Die Einleitung der Verwirklichung erfolgt durch die Zustellung eines 
Verwirklichungsersuchens und einer Ausfertigung der nach § 47 Abs. 2 
StGB getroffenen Entscheidung an das nach Abs. 2 zuständige Organ. 
Das Gericht hat in Vorbereitung der Entscheidung nach § 47 Abs. 2 StGB 
mit den für die Wiedereingliederung des Strafentlassenen verantwort­
lichen Organen [§ 59 Abs. 1 SVWG] zusammenzuarbeiten. Auf Verlan­
gen des Gerichts hat der zuständige örtliche Rat bereits zu diesem Zeit­
punkt für den Strafentlassenen einen Arbeitsplatz nachzuweisen. § 40 
der 1. DB zur StPO.)

§ 48
(1) Bei einer Verurteilung wegen eines Verbrechens kann das Ge­

richt zur Verhütung erneuter Straffälligkeit zusätzlich auf die Zulässig­
keit staatlicher Kontrollmaßnahmen durch die Organe der Deutschen 
Volkspolizei erkennen, wenn
1. der Täter bereits wegen eines Verbrechens bestraft ist;
2. die Würdigung seiner Tat und Persönlichkeit ergibt, daß nach Ver­
büßung der Strafe eine ordnungsgemäße Wiedereingliederung des Ver­
urteilten durch staatliche Kontrollmaßnahmen unterstützt werden muß.

(2) Bei Verurteilung wegen Rowdytums und Zusammenrottung 
kann das Gericht auf die Zulässigkeit staatlicher Kontrollmaßnahmen 
durch die Deutsche Volkspolizei erkennen, wenn der Täter mit Frei­
heitsstrafe oder Verurteilung auf Bewährung bestraft wird.
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